, Schriftenreihe .

Forderverein

Hermann Schulze-Delitzsch
und Gedenkstatte des deutschen Genossenschaftswesens e.V.

Das genossenschaftliche Prinzip im
Spektrum des Gesellschaftsrechts

Prof. Dr. Rolf Steding

) Heft 15 )


Verwendete Distiller Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Erzeugt verlustfrei komprimierte PDF/X-3-Dateien nach ISO-Norm 15930-3:2002 für den Prozess-Standard Offset (bvdm), gestrichenes Papier (Type 1 & 2), 60 L/cm (gemäss ISO 12647-2:2004) aus Composite-PostScript von Layoutprogrammen mit Prozess- und Sonderfarben. Die Ausgabe-Intention (FOGRA27) wird nur als Referenz eingefügt (kleinere Datei). 

Für Distiller 7.x Professional, Raiffeisendruckerei GmbH
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 208.327 Höhe: 294.7 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: ZIP
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: ZIP
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: ZIP
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 250 ppi (Pixel pro Zoll)
               Warnen und weiter
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 250 ppi (Pixel pro Zoll)
               Warnen und weiter
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1000 ppi (Pixel pro Zoll)
               Warnen und weiter

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Nein
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Nein
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: PDF/X-3 (kompatibel mit Acrobat 4.0)
     Wenn nicht kompatibel: Fortfahren
Wenn kein Endformat- oder Objekt-Rahmen festgelegt ist:
      Links: 0.0 Rechts: 0.0 Oben: 0.0 Unten: 0.0
Wenn kein Anschnitt-Rahmen festgelegt ist:
     Anschnitt-Rahmen auf Medien-Rahmen festlegen: Ja
Standardwerte, sofern nicht im Dokument festgelegt:
     Profilname für Ausgabe-Intention: Use Output Condition Identifier
     Kennung der Ausgabebedingung: FOGRA27
     Ausgabebedingung: ISO Coated (Prozess-Standard Offset, gestrichenes Papier, 60 L/cm, ISO 12647-2:2004)
     Registrierung (URL): http://www.color.org
     Überfüllung: "False" eingeben

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Nein
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


Impressum:

Schriftenreihe.
Forderverein Hermann Schulze-Delitzsch und

Gedenkstiatte des deutschen Genossenschaftswesens e. V.
Heft 15, Delitzsch 2008

Redaktion: Dr. Wolfgang Allert
Redaktionsschluss: 19. September 2008
ISSN 1615-181 X

Herausgeber dieses Heftes:

Vorstand und Kuratorium des

Fordervereins Hermann Schulze-Delitzsch und
Gedenkstitte des deutschen Genossenschaftswesens e. V.
Kreuzgasse 10, 04509 Delitzsch,

Internet: www.foerderverein-schulze-delitzsch.de

Satz: Presse-Service-Team, Chemnitz

Druck: Wagner Digitaldruck und Medien GmbH
August-Bebel-Stralle 12, 01683 Nossen

Telefon: (03 52 42) 6 69 00, Telefax: (03 52 42) 6 69 09
E-Mail: service@wagnerdigital.de

Internet: www.wagnerdigital.de



Das genossenschaftliche Prinzip im

Spektrum des Gesellschaftsrechts

Prof. Dr. Rolf Steding



Inhaltsverzeichnis

I. Einfithrung in das Thema und dessen Anliegen 6
1. Das Gesellschaftsrecht und sein Platz im deutschen

Rechtssystem 7
2. Begriff, Grundidee und System des Gesellschaftsrechts 8
3. Vom Reiz und der besondere Rolle der Genossenschaften

im System des Gesellschaftsrechts 10

Exkurs: Waren auch die Genossenschaften der DDR originire
Genossenschaften im Rechtssinn? 12

II. Versuch eines historischen Riickblicks auf die
Herausbildung von Genossenschaften in Deutschland 13

1. Von den geistesgeschichtlichen Anfingen der Genossen-
schaften und ihrer Ausprigung 13

2. Das Genossenschaftsgesetz — Kern der intellektuellen
Lebensleistung von Schulze-Delitzsch 14

3. Das Konstruktionsprozedere von Schulze-Delitzsch 16

Exkurs: Welche Rolle spielte Otto von Gierke in der Genossen-

schaftsfrage? 17
III. Zum Wandel des Genossenschaftsrechts im deutschen

und europiischen Rahmen 19
1. Verinderung der normativen Lage der Genossenschaften 19
2. Genese, Anliegen und Zweck der SCE 20
3 Grindung, Mitgliedschaft und Sitz der SCE 22
Exkurs: Denkbare Perspektiven der SCE 23
IV. Das Leitbild der Genossenschaften im Vergleich mit

anderen Rechtsformen 25



1. Das Leitbild — Ausdruck der Besonderheiten einer

Rechtsform

2. Wichtige Kennzeichen des genossenschaftlichen
Leitbildes

3. Parallelen und Differenzen der Leitbilder der eG sowie
der GmbH und der AG

Exkurs: Zur Verbandsmitgliedschaft der Genossenschaften
a) Pflichtmitgliedschaft: Pro und Contra
b) Aussagen des BVerfG-Beschlusses

V. Zukunftschancen der eG — eine genossenschafts-
rechtliche Retro- und Perspektive

1. Die Hinterlassenschaft von Schulze-Delitzsch und ihr
allgemeiner Zustand

Mitgliederforderung: A und O der Genossenschaften

Sicherung des Kernbestandes an genossenschaftlichen
Grundregeln Schulze-Delitzschs

el N

Exkurs: Nach einer unzureichenden Reform folgt eine neue
Reform!

VI Anhang

Uberblick iiber einschligiges Schrifttum zur Vertiefung des
Themas der Schrift

/um Autor

Bisher erschienen

25
26
27
30

31
33

34

34
35

36

38
39

39
44

46



I.  Einfihrung in das Thema und in dessen Anliegen

Die Genossenschaften haben in Deutschland bereits eine lange Geschichte
hinter sich. Auf einem universellen Assoziationskonzept beruhend, geht von
thnen nach wie vor eine besondere Anziehungskraft aus. Auch wenn Politik
und Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland ithr Augenmerk schon
lingst besonders auf blanke Profiterwirtschaftung und auf konzeptionell
weitgehend fragwiirdige soziale Hilfsmallnahmen sowie auf eine gewisse
Spaltung der Gesellschaft orientiert sind, bieten die Genossenschaften nach
wie vor, wenn auch punktuell verblasst, ein unternehmensorientiertes Kon-
zept zwischen den Polen des Individualismus und des Kollektivismus, das
mit seiner auf den Menschen als Person fixierten Verfassung erkennbar dar-
auf hindeutet, dass die Wirtschaft kein Selbstzweck ist, sondern im Dienste
des Menschen steht und damit fur das Zusammenleben in einer modernen
Gesellschaft einen Orientierungsrahmen zu bieten hat, der der menschlichen
Natur besonders nahe steht oder gar entspricht.

Die Genossenschaften sind im Kern auf ihren Férderzweck im Verstindnis
des § 1 GenG orientiert, nach dem sie ein auf gleichgewichtetem Interesse
beruhender offener Personenzusammenschluss zum Ausgleich von wirt-
schaftlichen Nachteilen sind. Dieses genossenschaftliche Selbstverstindnis
deutet darauf hin, dass die Genossenschaften im Vergleich mit Unterneh-
men anderer Rechtsformen des Gesellschaftsrechts Eigenheiten aufzuweisen
vermogen, die in dieser Ausprigung und Kombination nicht noch einmal
auffindbar sind und der genossenschaftlichen Rechtsform wahrscheinlich zu
ithrer Attraktivitit und zu ihrer originellen Stellung zwischen Personen- und
Kapitalgesellschaften verholfen haben. Wollen die Genossenschaften in ih-
rer Rechtsform tberleben und auch kinftig angenommen werden, mtssen
sie vor allem ihre Grundstruktur mit deren charakteristischen Merkmalen
bewahren. Oder anders artikuliert: Die Kardinalfrage im Hinblick auf die



genossenschaftliche Rechtsform durfte lauten: Wie 1st es derzeitig und kiinf-
tig moglich, dass sich die Genossenschaften im Rechtsformstreit behaupten
und dennoch ihre rechtstérmliche Identitit bewahren kénnen.

Die folgenden Betrachtungen sind einem tbergreifenden Aspekt genossen-
schaftswissenschaftlicher und -praktischer Analyse unter einem vorzugsweise
juristischen Aspekt gewidmet: dem genossenschaftlichen Prinzip im Rahmen
des Gesellschaftsrechts und dabet insbesondere aus der personellen Sicht
von Schulze-Delitzsch. Ein Prinzip dieser Art versteht sich im Rechtssinn als
ein System von Grundregeln, die nach moglichst vernunftmiBigen Gesichts-
punkten zusammengebunden sind. Aus wissenschaftlicher Sicht wird von
einem solchen Zusammenhang innere Logik der Aussagen einer bestimm-
ten Wissenschaftsdisziplin (hier zum Genossenschaftsrecht) als Grundlage
und Richtschnur genossenschaftlichen Denkens und Handelns erwartet. Das
betrifft z. B. solche Kriterien der Genossenschaftlichkeit wie deren beson-
dere Originalitit, Personalitit, Unaustauschbarkeit und Unverkennbarkeit.
Ein solches Herangehen soll hier am Beispiel des Genossenschaftsrechts als
Prinzip und damit als Grundlage dieses Rechts demonstriert werden.

1. Das Gesellschaftsrecht und sein Platz im deutschen Rechts-
system

Das Gesellschaftsrecht ist ein wichtiges Teilgebiet des Privatrechts, das ein
hohes Mal3 an Praxisbezogenheit und damit eine ausgeprigte Beziehung zur
Wirtschaft aufweist. Das erklart sich daraus, dass das wirtschaftliche Leben
entscheidend von Rechtsfiguren geprigt ist, deren Verhiltnisse durch das
Gesellschaftsrecht erfasst und geregelt werden. Stirker als andere Partien
des Privatrechts ist das Gesellschaftsrecht dabei systemgebunden, indem
es insbesondere von der Wirtschaftsordnung bestimmt wird und gleichsam
auch auf die Wirtschaftsordnung gestaltenden Einfluss nimmt. Das deut-



sche Gesellschaftsrecht befindet sich aus diesem Grund in einem kaum noch
Ubersehbaren Prozess der Verinderung, zu dem Gesetzgebung, Rechtspre-
chung und Rechtwissenschaft, vor allem aber auch die gesellschaftsrechtlich
verfassten Unternehmen, die Genossenschaften eingeschlossen, selbst einen
signifikanten Beitrag leisten.

Die Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland stellt prinzipiell zwei
Moglichkeiten der Organisation von Unternehmen zur Verfigung: Fin Un-
ternehmer kann sein Unternehmen einzelkaufminnisch betreiben und allein
fihren; er kann sich jedoch auch mit mehreren anderen Personen zusam-
menschliefen und mit thnen das Unternehmen gemeinsam fihren. In diesem
Fall entsteht eine Gesellschaft, deren Verhiltnisse vom Gesellschaftsrecht
erfasst und geregelt werden. Im Rahmen der deutschen Wirtschaftsordnung
spielen die gesellschaftsrechtlich verfassten Unternehmen die fundamentale
Rolle. Der entscheidende Schliissel zu ithrer Anwendung ist dabei die Kennt-
nis der Konstruktionsprinzipien des Gesellschaftsrechts und seiner (Unter-
nehmens-)Formen.

2.  Begriff, Grundidee und System des Gesellschaftsrechts

Das Gesellschaftsrecht ist ein Teilgebiet des Privatrechts, das sich als Recht
jener Personenvereinigungen versteht, die zur Erreichung eines gemeinsa-
men Zwecks durch rechtsgeschiftliche Vereinbarung in Gestalt eines Gesell-
schaftsvertrags begriindet werden. Das dominierende Strukturmerkmal jeder
privatrechtlichen Gesellschaft besteht dabei generell in der Verfolgung eines
gemeinsamen Zwecks, dessen Bestimmung den Beteiligten in den Grenzen
der Rechtsordnung offen steht. Die gemeinsame Zweckverfolgung ist der
Motor des Zusammenschlusses, denn man will gemeinsame Sache machen,
um mit vereinten Kriften mehr oder anderes zu erreichen als in der Ver-
einzelung, Unter strukturellen Aspekten ditferenziert das Gesellschaftsrecht



dabet zwischen Personengesellschaft (societas) und Korperschaft (universi-
tas) als Archetypen des Personenverbandes uiberhaupt, die bereits im BGB
konzeptionell angelegt wurden: in Gestalt der GbR als der Grundform der
Personengesellschaften (§§ 705 ff. BGB) und in Gestalt des eingetragenen
Vereins als der Grundform der Koérperschaften (§§ 21 tf. BGB). Beide Ge-
sellschaftsformen richten sich jeweils nach unterschiedlichen Grundregeln
und sind auch im Hinblick auf ihre Unterscheidung fir das Verstindnis der
gesetzlichen Rechtsformen unentbehrlich.

Das System des Gesellschaftsrechts ist — beruhend auf seinen Grundtypen
Personengesellschaft und Korperschaft — grundsatzlich an den positivrecht-
lichen Rechtsformen orientiert, so insbesondere an der Gesellschaft but-
gerlichen Rechts (GbR; {§ 705 ff. BGB), der Offenen Handelsgesellschaft
(OHG; §§ 105 tf. HGB), der Kommanditgesellschaft (KG; §§ 161 ff. HGB),
der Stillen Gesellschaft (StG; §§ 230 tf. HGB), dem eingetragenen Verein
eV; §§ 21 tf. BGB), der Aktiengesellschaft (AG; AktG), der Gesellschaft mit
beschrankter Haftung (GmbH; GmbHG) und der eingetragenen Genossen-
schaft (eG, GenG). Dieses Angebot des Gesetzgebers an Rechtsformen ist
zumindest durch die Beteiligten am Rechtsverkehr nicht beliebig vermehr-
bar, denn fur die Rechtsformen gilt ein Numerus clausus. Die Erfahrungen
bei der Anwendung des Gesellschaftsrechts besagen allerdings, dass die vom
Gesetzgeber offerierten Verbandsformen den differenten praktischen Be-
dirfnissen weitgehend entsprechen und zumal solche, den Gesellschaften
gesetzlich eingeraumten Moglichkeiten wie z. B. die Umwandlung, die Aty-
pisierung oder die Konzernierung, ihren Gestaltungsspielraum betrichtlich
erweitern.



3. Vom Reiz und der besondere Rolle der Genossenschaften im
System des Gesellschaftsrechts

Eine besonders originelle Rechtsform fiir Unternehmen im Kontext des Ge-
sellschaftsrechts ist die eG. Sie steht ihrer rechtlichen Struktur nach zwischen
den Personen- und den Kapitalgesellschaften und vereint bestimmte Eigen-
schaften beider Typen auf und in sich, weshalb die eG mitunter auch als Pa-
radiesvogel unter den Gesellschaftsformen bezeichnet wird. Geregelt durch
das inzwischen bereits mehrmals erneuerte Genossenschaftsgesetz (GenG)
von 1889, versteht sich die eG dabei als Gesellschaft von nicht geschlossener
Mitgliederzahl, deren Zweck eine Forderung des Erwerbs, der Wirtschaft
oder (neuerdings gar) eine Férderung von sozialen oder kulturellen Belangen
durch gemeinschaftlichen Geschaftsbetrieb bezweckt (§ 1 GenG). Als eine
Gesellschaft mit korperschaftlichem Aufbau muss sie die entsprechenden
Organe bilden (Vorstand, Aufsichtsrat und Generalversammlung gem. {§ 9,
43 GenG etc.), die dabet auch spitestens seit der Novelle zum GenG von
1973 nicht mehr in einem Uber- und Unterordnungsverhiltnis, sondern in
einem Verhaltnis des Zusammenwirkens stehen.

Die Genossenschaft bietet allen Interessenten die Chance ihrer Teilhabe an
wirtschaftlicher Kooperation. Da die Mitgliedschaft in ihr nicht vordergrin-
dig durch die kapitalmaBige, sondern primar durch die personliche Beteiligung
der Mitglieder geprigt ist, bedarf es keines grof3en Kapitalaufwands, um in
den Genuss genossenschaftlicher Férderung zu kommen. Durch Bindelung
der Krifte kann uber eine Genossenschaft ein besonderer Kooperations-
effekt, aber auch eine Besserstellung im Wettbewerb auf dem Markt erzielt
werden. Zudem ist eine Genossenschaft eine Art Solidargemeinschaft, die
dank genossenschaftlicher Prinzipien ein besonderes Engagement bei ihren
Mitgliedern weckt, allerdings nur dann, wenn sie sowohl am wirtschaftlichen
Ergebnis als auch am Willensbildungsprozess der Genossenschaft gleich-
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berechtigt beteiligt werden. Auf einen Effekt dieser Art sollten und durfen
mittelstindische Unternehmen nicht verzichten.

Das Konzept der Genossenschaften ist so angelegt, dass sich das einzelne
Mitglied stets der Genossenschaft bzw. ithres gemeinschaftlichen Geschafts-
betriebes bedient, um seine wirtschaftliche Existenz verbessern oder ausbau-
en zu konnen. Daher macht die Mitgliedschaft in einer Genossenschaft dem
Mitglied keineswegs seine eigenstindige Existenz streitig. Sie ermoglicht
vielmehr jedem Mitglied, seine Lage auf dem Markt durch eine Genossen-
schaft auch mit relativ niedriger kapitalmaBiger Beteiligung zu behaupten, zu
festigen oder zu vergiinstigen. Dank dieses Vermdégens haben sich Genos-
senschaften schon seit jeher behauptet. Dennoch sind sie nur eine Variante
im Formenensemble des Gesellschaftsrechts, die sich von anderen Formen
durch ihren besonderen Zweck unterscheidet. Daher ist die Genossenschaft
auch keine Rechtsform fiir alle Gelegenheiten; sie eignet sich vielmehr nur
dort, wo sie mit thren Vorteilen zum Tragen kommt.

Eine besondere Rolle fiir die Ausprigung der eG in diesem Sinne spielen die
genossenschaftlichen Prinzipien, denn sie haben den Charakter von allgemei-
nen Sollsatzen, an denen sich die Genossenschaften zu orientieren haben,
um ihre Identitit nicht zu verlieren. Insofern verkorpern die genossenschaft-
lichen Prinzipien — als anerkannte Abgrenzungskriterien gegeniiber anderen
gesellschaftsrechtlichen Organisationsformen — eine Art Credo fur die eG,
dem sie sich verpflichtet fithlen. Die Verstindigung auf genossenschaftliche
Prinzipien und die Verpflichtung zu ihrer unbedingten Finhaltung sind folg-
lich fundamentale Voraussetzungen daftir, dass sich eG immer wieder als
Genossenschaften mit thren gesetzlichen Merkmalen reproduzieren konnen.
Die genossenschaftlichen Prinzipien sind das Ergebnis eines langen Prozes-
ses der Verallgemeinerung wesentlicher Eigenschaften von Genossenschaf-
ten. Als Essentials genossenschaftlichen Wirkens durchziehen sie das GenG,
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wenngleich es keine gesonderte gesetzgeberische Zusammenfassung dieser
Prinzipien gibt. Daher werden die rechtlich beachtenswerten genossenschaft-
lichen Prinzipien nicht immer einheitlich bestimmt. Unbestritten anerkannt
sind jedoch die Prinzipien der Selbsthilfe, der Selbstverwaltung, der Selbst-
verantwortung, der Demokratie und der Forderwirtschaftlichkeit. Sie sind in
ithrer Funktionsweise miteinander verbunden und bringen in ihrer Komple-
xitat die Eigenheiten der eG als Unternehmensform zum Ausdruck.

Exkurs: Waren auch die Genossenschaften der DDR originire Genos-
senschaften im Rechtssinn?

Die Vorgeschichte der Genossenschaften der DDR ist zunichst mit der Vor-
geschichte der Genossenschaften der BRD identisch. Es kann hier folglich
nur von dem historisch relativ kurzen ,,Ausreillversuch® der (ehemaligen)
DDR 1n ein anderes Gesellschaftssystem die Rede sein. Im Rahmen dieses
Systems hat sich ohne jede Frage auch ein anderes Genossenschaftswesen
mit verinderten Strukturen herausgebildet. Das Rechtssystem der DDR
kannte allerdings kein auf alle Arten von Genossenschaften geschlossen gel-
tendes Genossenschaftsrecht. Ein besonders fester Platz im Rechtssystem
war lediglich dem LPG-Recht zugewiesen, das am 1. Januar 1990 insgesamt
auf 2.850 Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften (LPG) Anwen-
dung fand. Weitere Genossenschaften in der DDR (ebenfalls zum Stichpunkt
1. Januar 1990) existierten in Gestalt von 2.700 Produktionsgenossenschat-
ten des Handwerks (PGH), 200 Girtnerischen Produktionsgenossenschat-
ten (GPG) sowie des Weiteren als Konsumgenossenschaften (KG), als Ar-
beiterwohnungsbaugenossenschaften (AWG) oder als Biuerliche Handels-
genossenschaften (BHG) und als Genossenschaftskassen fiir Handwerk und
Gewerbe. Mit dem Untergang der DDR als Staat mutierten diese Genos-
senschaften zum tberwiegenden Teil in Rechtsformen, die dem Verstindnis
Schulze-Delitzschs entsprachen. Gleichwohl ist es unbestreitbar, dass auch
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die Genossenschaften der DDR dessen Recht entsprachen. Mehr noch: Die
DDR hat zwar das fur sie alte deutsche Genossenschaftsrecht grundsitzlich
nicht mehr angewandt, aber dennoch originellerweise von Anfang an nicht
unterlassen, dieses Recht zu novellieren und auf die Verhaltnisse in der DDR
anzupassen. Wie D. Westphal nachwies, der dieser Angelegenheit wissen-

schaftlich nachgegangen ist, wurde dieser Versuch jedoch am 29. Februar
1952 jah beendet.

II.  Versuch eines historischen Riickblicks auf die Herausbildung
von Genossenschaften in Deutschland

1. Von den geistesgeschichtlichen Anfingen der Genossenschaften
und ihrer Ausprigung

Die geistesgeschichtlichen Grundlagen fiir die Genossenschaftsidee und
vor allem auch fir die Genossenschaften selbst wurden in besonderem
MaBle von den franzosischen und englischen Sozialreformern im Rahmen
ithrer Gesellschaftsutopien geschaffen. Sie waren wichtige Voraussetzungen
fir die sog. modernen Genossenschaften, die sich etwa um die Mitte des
19. Jahrhunderts herauskristallisierten und von Schulze-Delitzsch, Raiffei-
sen und anderen Genossenschaftspionieren in ihrer Form weitgehend ge-
priagt wurden. Ganz offensichtlich haben sich diese Genossenschaften nicht
aus (utopischen) Vorbildern , herausgewandelt®. Vielmehr erwiesen sich fiir
sie die utopischen Vorbilder nur als Orientierungs- und Denkvorlagen fur
genossenschaftliches Handeln und damit auch fir ein gesinnungsorientier-
tes Agieren im Rahmen von Personenverbianden. Mit ithrer Hilfe wurde es
Ubrigens auch moglich, in der damals aufbrechenden sozialen Bewegung
Prinzipien und Leitbilder genossenschaftlichen Handelns zu erproben und
auszuformen. Die ersten modernen Genossenschaften (des beginnenden
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Industriezeitalters) waren insofern Gebilde, die zu ihren ,,Vorgiangern® im
Spannungsfeld von Kontinuitit und Diskontinuitit standen. Deren entschei-
dende ,,Ausloser® waren dabei die durch den wirtschaftlichen Liberalismus
moglich gewordene freie Konkurrenz, die auf dem sich etablierenden Markt
zu wirtschaftlichen und sozialen (Macht-)Ungleichgewichten gefihrt und die
Existenz der Handwerker, Arbeiter und Bauern existenziell bedroht hatte.
Der Nihrboden dafiir waren die Authebung des Flurzwangs, die Beendigung
des Zunftzwangs und die Einfuhrung der Gewerbefreiheit.

Die Genossenschaftsidee — historisch betrachtet — geisterte bereits frithzeitig
in den Kopfen von Sozialreformern, Aufklarern und Weltverinderern unter-
schiedlichster Couleur. Gleichwohl war deren Bild von einer Genossenschaft
bzw. das, was darunter jeweils verstanden wurde, noch sehr amorph, indem
sich hinter diesem Bild sehr unterschiedliche Formen tber das verbargen,
was Genossenschaften sein sollten. Auch wenn die Wurzeln der Genossen-
schaften von heute in der Vergangenheit liegen, ist es auch heute noch unab-
weisbar, sich auf diese Wurzeln zu besinnen. So durfte der Gesetzgeber z. B.
bei der Novellierung des GenG von 2006 speziell mit der Einfithrung einer
Investorenmitgliedschaft 1. S. des § 8 Abs. 2 GenG einen kraftigen Griff ne-
ben ein wichtiges tradiertes Prinzip der Entwicklung von Genossenschaften
getan haben. Zugespitzt formuliert muss man sagen, dass die Genossen-
schaftsidee nach wie vor keineswegs uberholt ist, insofern der Genossen-
schaftsentwicklung nicht entgegensteht und die Genossenschaften gerade
von anderen Rechtsformen differenziert und damit originell bleiben lasst.

2.  Das Genossenschaftsgesetz — Kern der intellektuellen Lebens-
leistung von Schulze-Delitzsch

Die erste gesetzliche Regelung der eingetragenen Genossenschaft datierte
in Deutschland auf den 27. Mirz 1867 als das ,,Preul3ische Gesetz betref-
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fend die privatwirtschaftliche Stellung der Erwerbs- und Wirtschaftsgenos-
senschaften®. Aut Antrag von Schulze-Delitzsch war das Gesetz dann mit
Anderungen und Erginzungen am 4. Juli 1868 als Norddeutsches Bundes-
gesetz verkiindet und schlieBlich 1871 bis 1873 als Reichsgesetz eingeftihrt
worden. Im Ergebnis praktischer Erfahrungen erfolgte schlieB8lich am 1. Mai
1889 eine Neufassung des Gesetzes, dessen Text in Anpassung an das sei-
nerzeit erlassene BGB neu bekannt gemacht wurde. Spiter wurden immer
wieder sowohl erfolgreiche als auch erfolglose Bestrebungen angestellt, die
das Genossenschaftsgesetz modernisieren sollten bzw. neuen Bedingungen
angepasst wurden.

Der Delitzscher Hermann Schulze war zugleich Spiritus Rector und Kon-
strukteur des deutschen Genossenschaftsgesetzes oder — wenn man so will —
die Zentralfigur eines Kampfes mit dem Ziel der Durchsetzung einer genos-
senschaftlichen Konstruktionsidee gegen den Widerstand von vielen Seiten.
Zugleich war der Weg zu jener Genossenschaft, der Schulze-Delitzsch einen
festen Platz in der Rechtsordnung verschaffen und damit Rechtsschutz ange-
dethen lassen wollte, von vielen Irrtiimern begleitet, so z. B. anfanglich von
dem Aberglauben, er, Schulze, konne mit der Genossenschaft der ganzen
Wirtschaft ein neues juristisches Ordnungsgefiige geben. Die Einsichten, zu
denen Schulze gelangte, waren am Anfang aber auch noch weitgehend unfer-
tig und reiften erst in der Auseinandersetzung mit anderen Anschauungen.
So sah z. B. der erste Entwurf eines Genossenschaftsgesetzes von Schulze-
Delitzsch aus dem Jahr 1860 die Genossenschaft noch mehr oder weniger als
ein Compositum mixtum, einen juristischen Mischling, der durch Verkopp-
lung von OHG- und Aktienrecht konstruiert worden war. Erst spater pragte
sich 1n Schulzes Vorstellungen immer mehr die rechtsférmliche Eigenstin-
digkeit der Genossenschaft aus, die sich spater vor allem 1m Forderzweck des
§ 1 Genossenschaftsgesetz in besonderer Weise widerspiegelte.
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3. Das Konstruktionsprozedere von Schulze-Delitzsch

Das eigentliche juristische ,,Kunststiick®, das Schulze-Delitzsch beztiglich
der Genossenschaften fertig brachte, bestand in der Ausprigung ihrer un-
ternehmensrechtlichen Unverwechselbarkeit und ihrer eindeutigen Unter-
scheidbarkeit gegeniiber den rein erwerbswirtschaftlich ausgerichteten Un-
ternehmen anderer Rechtsform. Das gelang ithm zwar in besonderer Weise
mittels Auspragung des genossenschaftlichen Forderauftrags, letztlich aber
mit Hilfe und dank der juristischen Gesamtkonstruktion der Genossen-
schaft. Die Tragweite dieser Leistung wird exemplarisch daran deutlich, dass
die von Schulze-Delitzsch zuerst gegrindeten Genossenschaften nach dem
Allgemeinen Preullischen Landrecht noch keineswegs als sogenannte Soci-
etaten mit dem Anspruch auf Rechtsschutz, sondern zunichst nur als soge-
nannte Erlaubte Gesellschaften gegriindet wurden, die vom Staat allerdings
jederzeit verboten werden konnten, wihrend die Genossenschaften spater
dank Schulze-Delitzschs Engagement einen rechtlichen Rahmen bekamen,
der thnen eine klar konstruierte und staatlich geschtitzte Rechtspersonlich-

keit gab.

Eine besondere Lehre aus der Gesamtkonstruktion der Genossenschaft
durfte insofern dem Gesetzgeber noch heute die Wahrung und Gewihr-
leistung der Besonderheit und Unverwechselbarkeit der Genossenschaften
sein, so wie sie Schulze-Delitzsch begriindet hatte. SchlieBllich spielt auch
heute noch bei jeder gesetzgeberischen Novellierung oder Reformierung
des Genossenschaftsrechts die Frage eine Rolle, ob das quasi mit oder ohne
Schulze-Delitzsch, d. h., beruhend auf seiner Philosophie oder auch neben
ihr erfolgen soll. Es ist das die Frage nach dem Bestand oder der Korrektur
des dem Genossenschaftsgesetz zugrunde liegenden Konzepts von Schul-
ze-Delitzsch.
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Exkurs: Welche Rolle spielte Otto von Gierke in der Genossenschafts-
frage?

Otto von Gierke war ein exzellenter Jurist, der ein starkes Interesse an den
Genossenschaften hegte. Er hat sich zwar — obwohl er Schulze tberlebte
— nicht unmittelbar mit den eG im Verstandnis des GenG befasst, hat aber
dennoch, indem er die Entwicklung der Genossenschaft riickblickend ana-
lysierte und sich damit historisch quasi tiber die moderne Genossenschaft
erhob, einen wichtigen Beitrag zur Genossenschaftstheorie tberhaupt ge-
leistet.

Das mit Abstand bedeutendste Werk Gierkes war ,,Das deutsche Genossen-
schaftsrecht®, das in vier Binden mit dreieinhalbtausend Seiten noch vor-
liegt, jedoch unvollendet blieb. In ihm bemthte sich Gierke, am Beispiel der
Genossenschaften nachzuweisen, dass Recht aus dem Volksgeist entstehen
muss und nicht aus anderen Rechtskreisen entlehnt werden darf. Er sah diesen
Aspekt allerdings seinerzeit durch ein unvolkstiimliches romanistisches Juris-
tenrecht bedroht. Dass er seine Auffassung an den (alten) Genossenschatten
exemplifizierte, erklirt sich daraus, dass Gierke den Genossenschaftsgedan-
ken als eine tragende Komponente deutsch-rechtlicher Grundlagen betrach-
tete. Insofern ist Gierke auf jeden Fall der bahnbrechende Forscher auf dem
Gebiet des germanischen Genossenschaftsrechts gewesen.

Das Augenmerk Gierkes in seinen genossenschaftstheoretischen Arbeiten
war zumindest primir auf eine Zeit gerichtet, die noch nicht durch den
(Industrie-) Kapitalismus und den mit thm spiter heraufgekommenen Li-
beralismus beeinflusst war. Insofern befasste er sich zuvorderst mit dem
Genossenschaftsgedanken und seiner Entfaltung im Mittelalter. Vor allem
aber: Den Genossenschaftsbegriff hat Gierke denkbar weit gefasst und be-
trachtlich uber den Genossenschaftsbegriff des § 1 GenG ausgedehnt. Fir

thn waren Genossenschaften . Iebenswelten® mit sowohl privatrechtlichem
bb) p
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als auch zugleich offentlich-rechtlichem Charakter, der den ganzen Men-
schen ergreift. Er war auch der Auffassung, ,,dass das Individuum in die Ge-
meinschaft als einem hoéheren Organismus eingegliedert sei und deswegen
eigentlich das gesamte gesellschaftliche Leben genossenschaftlich organisiert
ware.

Der Genossenschaftsgedanke, wie er von Gierke vertreten wurde, ist zwar
sehr weit gefasst, insofern er selbst auf den Staat Anwendung findet; zu-
gleich aber ist er faszinierend. Das belegte u. a. V. J. Vanberg, Direktor des
Walter Eucken-Instituts Freiburg i. Br., der es unternahm, den Genossen-
schaftsgedanken auf den Staat zu projizieren: ,,Demokratische Staaten kann
man als genossenschaftliche Organisationen betrachten, die ithren Mitglie-
dern, den Birgern, ,,geh6ren® und der Forderung ihrer gemeinsamen Inter-
essen dienen sollen. In diesem Sinne lasst sich fiir demokratische Staaten ein
relativ klares Kriterium abgeben, an dem das Verhalten derjenigen gemessen
werden kann, die politische Macht austiben. Dieses Kriterium 1st die For-
derung der gemeinsamen Interessen der Burger. Ganz im Verstindnis von
Gierke schildert der Autor insofern detailliert, wie sich auch in einem als
Biirgergenossenschaft verstandenen Staat bestimmte Prinzipien des Genos-
senschaftsgedankens auf genossenschaftliche Weise ausprigen, so z. B. im
Hinblick auf die Machtausibung, die Entscheidungsfindung, den Interes-
senschutz, die Mitwirkung oder die Mitgliedschaft.

Der Genossenschaftsgedanke unterscheidet die Genossenschaften von den
Personen- und Kapitalgesellschaften und begriindet deren Originalitat, die
in einer Mischung von personalistischen und korperschaftlichen Konstrukti-
onsprinzipien, vor allem in ithrem auf den Menschen (ad hominem) gerichte-
ten Charakter und damit im Vorrang der Person vor dem Kapital zum Aus-
druck kommt. Diese und weitere Kriterien miissen im Genossenschaftswe-
sen wach gehalten werden. Das hat A. Kluge in einem engagierten Votum fiir
die Verteidigung geistesgeschichtlicher Grundlagen der Genossenschaften
gegen deren Nur-Okonomisierung bereits vor mehr als einem Dezennium
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mit aller Deutlichkeit herausgearbeitet. In diesen Zusammenhang sollte man
auch die Anschauung Gierkes zum Genossenschaftsgedanken stellen und in
sich aufnehmen. V. Beuthien hat den Effekt einer solchen Anniherung an
Otto von Gierke zutretfend so zum Ausdruck gebracht: ,,Man versteht dann
die Zeit besser.* Und es sollte weiter hinzugeftigt werden: Man versteht dann
auch das Wesen der Genossenschaft besset.

ITI. Zum Wandel des Genossenschaftsrechts im deutschen und eu-
ropaischen Rahmen

1.  Verinderung der normativen Lage der Genossenschaften

Das GenG vom 1. Ma1 1889 (am 20. Mai 1898 angepasst an das seinerzeit in
die Rechtsordnung des Deutschen Reiches eingefithrte BGB) ist inzwischen
seit weit mehr als einhundert Jahren die entscheidende Rechtsgrundlage fur
das Zusammenwirken der Mitglieder von und in eG. Ohne jeden Zweifel
stand das Gesetz dabei fiir die rechtsgestaltende Ausstrahlung eines klugen
Gesetzgebers. Dennoch ist neben der Verringerung der Zahl an eG auch
schon seit lingerer Zeit nicht mehr zu tibersehen, dass sich eG bestimmter
Arten, wie z. B. die Genossenschaftsbanken, besonders auffillig in einem
Dauerkonflikt zwischen Identititsfindung und Artverfremdung bewegen,
mithin nur noch unter Inkaufnahme rechtstérmlichen Substanzverlustes
agieren. Es sei nur beispielsweise auf solche Indikatoren dieser Entwick-
lung verwiesen wie die Verwiasserung des besonderen genossenschaftlichen
Forderzwecks, die konditionengleiche Behandlung des Nicht-Mitgliederge-
schifts von eG mit dem Mitgliedergeschift oder die Degenerierung von
personengesellschaftsrechtlichen und eine Verstirkung von kapitalgesell-
schaftsrechtlichen Elementen in den Genossenschaften. Fine Erneuerung
des Genossenschaftsrechts steht daher unbeschadet seiner durch die In-
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novation 2006 bereits erfolgten Anderung auch kunftig zwingend auf der
Tagesordnung,

Das deutsche GenG kennt zwar schon lingst das ,,Herummodeln* an sei-
nen Normen. Im Verlaufe seiner Geltungsdauer sah es sich bislang nim-
lich bereits zwet grof3 angelegten Reformversuchen in den dreiB8iger und den
funfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts gegentiber. In beiden Fallen kam
es jedoch nicht zu einer Reform. Neben Novellen von 1922, 1933 und 1934
zu Binzelaspekten des Gesetzes wurde dann allerdings mit der Novelle vom
9. Oktober 1973 vergleichsweise kraftig in das allgemeine Genossenschafts-
verstandnis eingegriffen: zunachst mit der Einfihrung eines alternativen
Mehrstimmrechts durch § 43 Abs. 1 GenG, mehr noch aber durch die Ver-
selbstindigung des Vorstandes fur die Geschiftstihrung nach § 27 Abs. 1
GenG, mit der ,,die Generalversammlung insoweit ithre herkémmlich be-
tonte Stellung als oberstes Organ der Genossenschaft mit der umfassenden
Kompetenz verlor, jederzeit auch Geschaftsfithrungsmal3nahmen an sich zu
ziehen, zu beschliefen oder zu unterbinden, die gerade Ausdruck der do-
minierenden Stellung der Mitglieder in der zur Forderung ithrer Wirtschat-
ten errichteten Genossenschaft gewesen war. Schlief3lich ist das GenG am
18. August 2006 novelliert worden und als Art. 3 des Gesetzes zur Einfuhrung
der Europiischen Genossenschaft geindert in Kraft getreten. Viel spricht
dafiir, dass es sich dabei um eine nicht gerade gelungene Neuregelung und
zumindest punktuell als eine Verabschiedung von den seit Schulze-Delitzsch
praktizierten genossenschaftlichen Werten handeln diirfte. Gleichwohl kann
sich diese Regelung aber in Zukunft auch als erforderlich erweisen.

2.  Genese, Anliegen und Zweck der SCE

Die Idee einer grenziiberschreitenden Genossenschaft ist im Rahmen der
EWG, EG und EU schon seit mehr als drei Jahrzehnten, vor allem vor dem
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Hintergrund der Nutzung der Genossenschaft zur Losung von Beschafti-
gungsproblemen, Gegenstand rechtlicher Erorterung und Regelung. Nach
vielen Hohen und Tiefen — vor allem in Verbindung mit der Regelung der
Organverfassung und der Mitbestimmungsfrage innerhalb der SCE — ist
schlieBlich die ,,Blockade® fiir das Projekt der SCE aufgehoben worden. Da-
mit ist nach der EWIV und der SE als der Europiischen Aktiengesellschaft
auch genossenschaftlich organisierten Unternehmen ein geeigneter Rechts-
rahmen fir deren grenziiberschreitende Wirtschaftstatigkeit zur Verfigung
gestellt worden. Obgleich sich die SCE und die deutsche eG wechselseitig
nicht unmittelbar beeinflussen, entsteht damit eine juristische Konkurrenzsi-
tuation, die nicht ohne Auswirkungen bleiben muss.

Die Praambel des Statuts der SCE geht davon aus, dass der rechtliche Rah-
men fur Geschaftstitigkeit innerhalb der EU mit seiner Bezugnahme nur auf
einzelstaatliches Recht nicht (mehr) jenem wirtschaftlichen Rahmen in der
EU gerecht zu werden vermag, Dadurch sei nach Auffassung des Gesetz-
gebers vor allem verhindert worden, dass auch Unternehmensgruppen mit
Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten entstehen. Mit der SCE wurde
nunmehr eine Rechtsform angeboten, deren Konstruktion weder durch die
EWIV noch durch die Europaische Aktiengesellschaft ,,abgedeckt* wird. Als
Rechtsform mit besonderen Funktionsprinzipien wie dem Grundsatz des
Vorrangs der Person vor dem Kapital oder dem Prinzip der demokratischen
Struktur und Kontrolle im Rahmen ihrer Managementverfassung bietet die
SCE auch noch eine originelle Regelung, die zwar in der Genossenschafts-
lehre diskutiert, im Genossenschaftswesen jedoch (noch) nicht praktiziert
wird: die Zulédssigkeit der Mitgliedschaft auch einer bestimmten Zahl inves-
tierender, aber nicht nutzender Personen, die Nutzen aus der Tatigkeit der
SCE ziehen oder fiir deren Rechnung Arbeiten ausfithren.

Der Hauptzweck der SCE besteht nach Art. 1 des SCE-Statuts darin, im
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Einklang mit den festgelegten Grundsatzen ,,den Bedarf ihrer Mitglieder zu
decken und/oder deren wirtschaftliche und/oder soziale Titigkeiten zu fot-
dern. Bei diesen Grundsitzen handelt es sich z. B. darum, dass die Mitglie-
der Nutzen aus der Tatigkeit der SCE ziehen, 1n diese Tatigkeit als Kunden,
Angestellte oder Lieferanten unmittelbar eingebunden sind, die Kontrolle
gleichermal3en austiben (wobei ausnahmsweise auch eine gewichtete Stim-
mabgabe zuldssig sein sollte) sowie am Gewinn durch Ausschiittung oder
durch Einbehaltung zur Deckung ihres Bedarfs teilhaben. Der so geartete
Unternehmenszweck der SCE ist weder mit der Europiischen Aktiengesell-
schaft (SE) noch der Europiischen Wirtschaftlichen Interessenvereinigung
(EWI1V) zu erreichen. Beide Rechtsformen werden — wie der Gesetzgeber
der SCE in der Priambel ihres Statuts betont — den Besonderheiten der Ge-
nossenschaft nicht gerecht.

3. Griindung, Mitgliedschaft und Sitz der SCE

Die Griundung einer SCE kann auf recht unterschiedliche Weise, und zwar
anders als die SE erfolgen: zunichst originar von mindestens fiinf natiirli-
chen Personen aus mindestens zwei Mitgliedstaaten der EU ohne Vorlaufer-
organisation; durch Verschmelzung von Genossenschaften, die jeweils nach
dem Recht eines Mitgliedstaates in mindestens zwei Mitgliederstaaten ge-
griundet worden sind; schlieBlich durch Umwandlung einer nach dem Recht
eines Mitgliedstaates gegriindeten Genossenschaft mit Sitz und Hauptver-
waltung in der EU, sofern sie seit mindestens zwei Jahren eine dem Recht
eines Mitgliedstaates unterliegende Niederlassung oder Tochtergesellschaft
hat (Art. 1, 19 £, 35 ff.). Die jeweilige Grundungsurkunde ist die (schrift-
lich verfasste) Satzung der SCE mit dem fur eine Genossenschaft allgemein
tiblichen Inhalt in Ubereinstimmung mit den genossenschaftlichen Griin-
dungsbestimmungen des Sitzstaates der SCE (Art. 5). Die Mitgliedschaft in
der SCE entsteht zwar regulir zunichst im Rahmen ihrer Grindung; sie
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kann aber ebenso auch durch Beitritt zu einer bereits bestehenden SCE er-
worben werden. Ein solcher Erwerb einer Mitgliedschaft in der SCE bedarf
aber stets der Zustimmung des Leitungs- bzw. Verwaltungsorgans, wobet ge-
gen eine Ablehnung Finspruch eingelegt werden kann. Sofern das Recht des
Sitzstaates der SCE das zulisst, kann deren Satzung — wie bereits angedeutet
— vorsehen, dass Personen nicht nur als nutzende, sondern auch lediglich als
investierende Mitglieder zugelassen werden konnen. In diesem Fall bedarf
der Erwerb der Mitgliedschaft der Zustimmung der Generalversammlung
oder des Organs, dem von der Generalversammlung oder durch die Satzung
die entsprechende Entscheidungsbefugnis tibertragen wurde. (Art. 14)

Der Sitz der SCE muss in der (erst vor Jahren um eine Rethe ost- und stid-
osteuropiische Staaten erweiterten) Gemeinschaft liegen, und zwar in dem
Mitgliedstaat, in dem die Hauptverwaltung der SCE ihren Sitz hat. (Art. 6)
Unter bestimmten Bedingungen, die im Einzelnen durch Art. 7 des SCE-
Statuts geregelt sind, kann der Sitz der SCE aber auch in einen anderen
Mitgliedstaat verlegt werden, ohne dass diese Verlegung weder zur Grin-
dung einer neuen juristischen Person noch zur Auflosung der SCE fiihrt.
Das SCE-Statut regelt in diesem Zusammenhang aber ausdrticklich, dass die
Verlegung eines entsprechenden Verlegungsplans bedarf, der unbeschadet
etwaiger vom Sitzmitgliedstaat vorgesehener zusitzlicher Publizititsformen
bekannt zu machen ist. Eine SCE schlief3lich, die ihren Sitz in einen anderen
Mitgliedstaat verlegt hat, gilt beztiglich aller Forderungen, die vor der Verle-
gung entstanden sind, als SCE mit Sitz in dem Mitgliedstaat, in dem sie vor
der Verlegung eingetragen war.

Exkurs: Denkbare Perspektiven der SCE

Das Statut der SCE eroffnet den Genossenschaften zunichst die Moglich-
keit, sich bei Bedarf auch grenziiberschreitend zu organisieren und sich so-

23



gar als ausschlie8lich dem EU-Recht unterliegende Korperschaft zu konsti-
tuieren, sofern sie in mehreren Mitgliedstaaten aktiv sind. Die SCE ist z. B.
im Unterschied zur Europaischen Aktiengesellschaft sogar ohne Vorlaufer-
organisation grindbar. Bis zum Start der ersten SCE war allerdings noch
bis zum Jahr 2006 Zeit. Erst dann konnte sich herausstellen, ob, in welchem
Umfang und in welchen Genossenschaftsarten die SCE in Deutschland auf
,,Gegenliebe® stofit. Auch wenn mit einem ,,Ansturm® auf die SCE nicht zu
rechnen war, konnte wohl angenommen werden, dass unter thnen Agrarge-
nossenschaften als (Mit-)Begrunder zu finden seien; denn es gibt zwischen
den (ost-)deutschen Agrargenossenschaften aus alter Tradition noch solche
Gesellschaften, die mit entsprechenden Unternehmen in solchen Lindern
wie z. B. Polen, Ungarn oder Tschechien noch kontaktieren oder gar koo-
perieren, die erst spater der EU beigetreten sind. Auch wenn die SCE aus
juristischem Blickwinkel mit einigen Bedenken drapiert ist, sollte das die Ge-
nossenschaften nicht davon abhalten, Uberlegungen iiber einen moglichen
Nutzen der Anwendung der SCE anzustellen.

Die SCE istinsgesamt ein Schritt von der Regionalisierung zur Globalisierung
des Genossenschaftswesens. Genossenschaften sollten dieses Angebot der
EU unbeschadet der rechtskonzeptionellen Bedenken gegen ihre juristische
Regelung unvoreingenommen darauthin priifen, ob ithre Anwendung von
Nutzen ist. Es ist namlich anzunehmen, dass eine SCE fur Genossenschaf-
ten moglicherweise zu Synergie- oder Diversifizierungseffekten, aber auch
zu Marktvorteilen beizutragen vermag. Das wird auch durch das hohe Mal3
der SCE an Satzungsautonomie moglich, das die Ausgestaltung der SCE und
thre Nutzung im Einzelfall erleichtert. H.-]. Schaffland, der an der Ausarbei-
tung des SCE-Statuts von deutscher Seite bereits seit Jahrzehnten mitgewirkt
hatte, bemerkte bereits in seinem Statement im Rahmen des 9. Delitzscher
Gesprichs 2002 zu den Perspektiven der SCE: ,,Der Binnenmarkt wird zu
einem weiteren Zusammentricken fihren. GroéBere Unternehmenseinhei-
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ten sind gefragt. Grenziiberschreitende Verschmelzungen werden haufiger
diskutiert werden. Je grofler die beteiligten Unternehmen sind, um so eher
werden sie bereit sein, sich bei einer Fusion einer anderen Rechtsordnung zu
unterstellen. Insofern wird die SCE wohl vor allem bei einem Akzept fur die
groferen Genossenschaften von Interesse sein.

IV. Das Leitbild der Genossenschaften im Vergleich mit anderen
Rechtsformen

1. Das Leitbild — Ausdruck der Besonderheiten einer Rechtsform

Der Begrift des Leitbildes fur privatrechtliche Gesellschaften ist umstritten.
Auch wenn der (Verfassungs-)Gesetzgeber durch Art. 9 des Grundgesetzes
die Vereinigungsfreiheit und damit auch das Recht zur Grindung privat-
rechtlicher Gesellschaften ausdriicklich geregelt hat, wurde durch thn weder
zu den einzelnen Rechtsformen (z. B. GbR, KG oder eG) noch zu deren
Leitbildern eine definitive Aussage getroffen. Die folgenden Darlegungen
sollen daher das Leitbild der eG skizzieren und mit den Leitbildern der
GmbH und der AG als ebenso koérperschaftlichen Rechtsformen des Gesell-
schaftsrechts vergleichen.

Das Leitbild einer privatrechtlichen Gesellschaft ist zunichst kein Rechts-
begriff, insofern es durch den Gesetzgeber nicht geregelt wurde. Dennoch
spielt es in der Unternehmenstheorie und -praxis sowohl zur Kennzeichnung
als auch zur Unterscheidung der Rechtsformen privatrechtlicher Gesellschat-
ten eine wichtige Rolle. Es deckt namlich die Besonderheiten der einzelnen
Rechtsformen auf und erweist sich dabei fur die Wahl, ebenso aber auch fir
die Ausgestaltung einer privatrechtlichen Gesellschaft als unentbehrlich. Ge-
meinhin wird das Leitbild dabei als die leitende Vorstellung von der Rechts-
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form einer privatrechtlichen Gesellschaft, quasi als die Grundaussage tber
ithr Selbstverstindnis begriffen. Es wird zwar nicht selten zumindest punktu-
ell durch Leitbilder z. B. fur Banken unterschiedlicher Rechtsformen als eine
Art von Visitenkarten konkretisiert. Identitit zwischen beiden Leitbildarten
besteht indessen nicht.

2.  Wichtige Kennzeichen des genossenschaftlichen Leitbildes

Die eingetragene Genossenschaft ist nach § 1 Abs. 1 GenG eine privatrecht-
liche Gesellschaft, deren Zweck in der Foérderung des Erwerbs oder der
Wirtschaft ithrer Mitglieder besteht. Sie ist folglich eine mitgliederbedarfsde-
ckende Selbsthilfeeinrichtung, die im Kern wirtschaftlich angelegt ist, deren
unternehmerische Titigkeit aber durch den speziellen Forderzweck und die
dadurch bedingte Typbeschrankung der eG auf einen sehr engen Radius
begrenzt ist. Insofern, als die Genossenschaft nicht auf der Kapitaleinlage,
sondern auf der personlichen Mitgliedschaft beruht, hat die eG als Korper-
schaft zugleich auch eine personalistische Struktur. Von dorther erkliren sich
auch bestimmte tradierte leitbildprigende Regeln im Genossenschaftsgesetz
wie z. B. das Kopfstimmrecht (§ 43 Abs. 3 GenG) oder das Prinzip der regi-
onalen Kooperation (in Verbanden) durch die {§ 54, 54a, 55 GenG.

Die entscheidenden geistigen Grundlagen der eG und damit auch ihres Leit-
bildes gehen zweifellos auf H. Schulze-Delitzsch als Konstrukteur des GenG
zuriick. Allerdings spiegelte sich sein Leitbild fur die Genossenschaft nur
spatlich im GenG wider, sondern vor allem in dem von ihm verfolgten und
verfochtenen sozialordnungspolitischen Konzept, das weit tuber das GenG
hinausging. Aus heutiger Sicht ist jedoch die Frage zu beantworten, ob das
Leitbild Schulzes, das mit solchen Werten wie der Humanitit, einem starken
sozialen Moment und der Solidaritat verbunden war, auch heute noch eine
Orientierung fur die eG in der Wirtschaftsverfassung liefert, ob wir zumin-
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dest punktuell eine Riickkehr zu traditionellen genossenschaftlichen Werten
brauchen oder inwieweit das Leitbild der eG mit neuen Werten angereichert
werden musste. Auf jeden Fall sollte aber auch heute noch davon ausge-
gangen werden, dass das Leitbild der eG vor allem dadurch gekennzeich-
net ist, dass die Genossenschaft mitgliedergetragen, mitgliederorientiert und
mitgliederkontrolliert ist. Die so verstandene Mitgliederbindung ist namlich
kennzeichnend fiir die eG. Sie findet ihre Grenzen am Vorliegen berechtigter
Eigeninteressen der Mitglieder und ist insofern im Sinne eines besonders
intensiven gesellschaftsrechtlichen Treueverhaltnisses zu verstehen.

SchlieBlich: Das genossenschaftliche Leitbild spiegelt sich zumindest punk-
tuell in bestimmten Prinzipien genossenschaftlichen Wirkens als jenen allge-
meinen Sollsitzen wider, an denen sich Genossenschaften orientieren (sollen).
Diese Prinzipien wurden auf internationaler Ebene jeweils im Rahmen des
IGB (Internationaler Genossenschaftsbund) landertibergreifend vereinbart
und umfassten u. a. die demokratische Verwaltung der Genossenschaften,
die Riickvergiitung des Uberschusses oder die politische Neutralitit der Ge-
nossenschaften. Obgleich diese Prinzipien auch in Deutschland nach wie vor
Bestandteil des Leitbildes der eG sein diirften, sind sie kein positives, mithin
kein gesetztes Recht; sie verkorpern vielmehr sog. tiberpositives Recht, d. h.
die einer Rechtsordnung zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsgedanken.
Nicht selten wird darauf auch bei gerichtlichen Streitigkeiten als Auslegungs-
hilfe bet der Rechtsfindung zurtickgegriffen.

3. Parallelen und Differenzen der Leitbilder der eG sowie der
GmbH und der AG

Die eG weist im Hinblick auf ihr Leitbild eine starke Originalitat auf. Nimmt

man jedoch einen Vergleich mit der GmbH und der AG als zwei anderen
klassischen Ko6rperschaften vor, entdeckt man schnell, dass es zwischen den
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Leitbildern des Korperschaftstrios eG, GmbH und AG nicht nur Differen-
zen, sondern auch Parallelen gibt. Gleichwohl lebt der Wettbewerb zwischen
thnen vor allem von den (strukturellen) Differenzen. Das erklirt sich be-
sonders daraus, dass alle drei Gesellschaftsformen als Korperschaften mehr
oder weniger ahnliche Strukturen aufweisen, so wie das z. B. im Hinblick auf
die Struktur der Leitungsorgane (Vorstand, Aufsichtsrat und General- bzw.
Hauptversammlung) bei eG und AG der Fall ist. Dennoch gibt es keinen
Zweifel daran, dass das System der privatrechtlichen Gesellschaften im Ge-
sellschaftsrecht nur dann sinnvoll ist und Bestand hat, wenn eine signifikante
Unterscheidung zwischen den Gesellschaften gegeben ist und auch aufrecht-
erhalten wird.

Die GmbH — erstmals 1892 durch den Gesetzgeber geregelt — ist eine Mit-
unternehmergemeinschaft, bei der es im Unterschied zu den Personenge-
sellschaften keine unbeschrinkte Haftung gibt. Sie ist als Rechtsform in be-
sonderer Weise dadurch gekennzeichnet, dass sie als (iberwiegend kleine)
Kapitalgesellschaft einen ausgeprigten personalistischen Zug aufweist. Zu-
gleich aber 1st sie eine Gesellschaftsform, die das Privileg der beschrinkten
Haftung gewihrt, aber weniger strengen Regeln als die seit 1884 strikt geord-
nete Aktiengesellschaft unterliegt, Satzungsautonomie erlaubt sowie den Ge-
sellschaften volle Einflussmoglichkeiten bietet, flexibel und je nach Bedarf
die Gesellschaftsangelegenheiten zu regeln. Insofern hat der Gesetzgeber
mit der GmbH eine Rechtsform der lockeren Longe konstruiert, die leicht
gestaltbar ist, die den an ihr Beteiligten im Hinblick auf die Innenbeziehun-
gen und die Gestaltungsvarianten sehr viel Raum gibt. Beispielhaft dafiir ist
die allgemein als wohltuend empfundene Lickenregelung der GmbH oder
auch die Zulédssigkeit der sogenannten Einmann-Gesellschaft.

Die Aktiengesellschaft ist als eine (oft borsennotierte) Publikumsgesellschaft
konzipiert, in der den Gesellschaftern nur die Funktion der geldgebenden
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Anlagengesellschafter zugewiesen ist. Die Beteiligung an einer AG erscheint
folglich als eine reine Investition (wie im US-amerikanischen Kapitalmarkt-
recht als ein ,,investment contract®), bei der dem Gesellschafter eine aus-
schlieflich passive Rolle zukommt. Es besteht eine strenge Trennung zwi-
schen den Kapitaleignern und dem Management, bei der die Anleger die
Verfigungsgewalt hinsichtlich ihrer Investition ganz aus den Handen geben.
Gewiss hat es im Verlauf der Entwicklung Verinderungen fiir die AG mit
Auswirkungen auf deren Leitbild gegeben. Das betritft z. B. die voranschrei-
tende europiische Integration, die weltweite Offnung der Kapitalmirkte so-
wie die Anforderungen an funktionsfiahige Kontrollstrukturen. Diese Veran-
derungen haben allerdings die Kapitaleigner (die Aktionire) de facto noch
weiter als friher von der Entscheidungsgewalt in der AG abhingig gemacht
und getrennt, wenn hier ausnahmsweise von solchen Aktioniren wie den
Banken abgesehen wird. Es ist allerdings ein verstirktes Engagement des
Staates in Gestalt der Corporate gouvernance im Gange, das jedoch nur e1-
nen begrenzten Erfolg verheif3t.

Die Parallelen und Differenzen von eG, GmbH und AG lassen sich exem-
plarisch auch an drei leitbildhaften Kennzeichen demonstrieren: dem Un-
ternehmenszweck, der Satzungsautonomie und der Finanzverfassung. Der
Unternehmenszweck der eG ist die nur ihr ,,verordnete® Forderung des Er-
werbs oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder. Der Zweck der GmbH als Unter-
nehmen hingegen ist entschieden weiter gefasst und erstreckt sich nicht ein-
mal nur auf den Betrieb eines Handelsgewerbes; es kann sich bei der GmbH
vielmehr auch um einen wissenschaftlichen, kunstlerischen oder karitativen
Zweck handeln. Die GmbH ist folglich weitgehend zweckotfen. Bei der AG
als der anderen klassischen Kapitalgesellschaft ist die Rechtslage dhnlich; sie
darf jeden zuldssigen gesetzlichen Zweck verfolgen. Die Satzungsautonomie
offenbart bei einem Vergleich indessen eine andere Lage: Die GmbH ist die
Gesellschaft mit der absolut am weitesten ausgeprigten Satzungsautonomie,
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wihrend die AG nur uber eine schwache Satzungsautonomie verfiigt (was
teilweise aber auch begriindet 1st) und die eG zweifellos darunter leidet, dass
thr vom Gesetzgeber nur eine begrenzte Satzungsautonomie zugestanden
wird.

Exkurs: Zur Verbandsmitgliedschaft der Genossenschaften

Die Genossenschaften spielen in Deutschland in mehreren Branchen (Land-
wirtschaft, Handwerk, Wohnungswirtschaft, Handel und Kreditwirtschaft)
eine nicht unbedeutende Rolle. Dabei haben sie samt und sonders die Er-
tahrung gemacht, dass sie einem Prifungsverband als Pflichtmitgliedschaft
angehoren miussen, die fiir eine privatrechtliche Gesellschaft wegen ihres
Zwangscharakters immer wieder Gegenstand heftigen Streits sowohl in der
Rechtsanwendung als in der Rechtslehre waren.

Aus der einigungsbedingten Sonderumwandlung von Unternehmen der
DDR vor mehr als einem guten Jahrzehnt hervorgegangen, haben sie seit
diesem Zeitpunkt Erfahrungen mit der Pflichtmitgliedschaft in einem Pru-
fungsverband als einer Rechtsfigur gemacht, die fir die privatrechtliche Ge-
sellschaft wegen ithres Zwangscharakters immer wieder Gegenstand heftigen
Streits in Rechtslehre und Rechtsanwendung war. Das BVertG hat mit seiner
Entscheidung vom 19. Januar 2001 (1 BVR 1759/91) nunmehr einen ein-
deutigen Rechtsstandpunkt bezogen.

Der Ausgangspunkt der Verfassungsbeschwerde war die Klage der Volks-
bank Ostlippe eG gegen den Westfalischen Genossenschaftsverband e.V.
Dieser Verband war der Prifungsverband der eG i. S. d. § 54 GenG, der von
ithr iiber die Priifungskosten hinaus auch einen (nicht geringen) Jahresbeitrag
tur weitere Betreuungsaufgaben und dartiber hinaus eine finanzielle Beteili-
gung fur den Bau und die Unterhaltung von Bildungsstatten zur Aus- und
Fortbildung von Fuhrungskriften und Mitarbeitern der dem Verband ange-
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horenden eG abverlangte. Die eG zahlte indessen nicht. Sie war vielmehr der
Ansicht, zur Zahlung von Beitragen fiir solche. Die eG zahlte indessen nicht.
Sie war vielmehr der Ansicht, zur Zahlung von Beitriagen fur solche Aufga-
ben nicht verpflichtet zu sein, die nicht zu den Pflichtaufgaben des Verban-
des (der Prifung seiner Mitglieder) nach §§ 54, 63 b Abs. 4 GenG gehoren.
Damit bestand der Kernpunkt des Rechtsstreits von Anfang an in der Frage
der Pflichtmitgliedschaft von eG in Genossenschaftlichen Prifungsverbin-
den im Verstindnis des § 54 GenG.

Der Rechtsstreit zog sich linger als ein Jahrzehnt hin und verlief zunachst
vom LG Munster tiber das OLG Hamm bis zum BGH. Der BGH hat-
te schlief3lich wie folgt geurteilt: Unter dem Aspekt der durch § 54 GenG
geregelten Pflichtmitgliedschaft jeder eG in einem genossenschaftlichen
Prifungsverband steht einem solchen Verband ein Anspruch auf Mitglieds-
beitrag fir die Prufungstatigkeit als seine Pflichtaufgabe nach § 63 B Abs.
4 GenG unbedingt zu, wahrend im Hinblick auf weitere satzungsmafig ver-
ankerte Verbandsaufgaben gleichwohl eine auf die Inanspruchnahme der
Pflichtiibung begrenzte Verbandsmitgliedschaft moglich bleiben muss. Das
einzelne Mitglied eines Prifungsverbands darf daher nicht gegen seinen
Willen zur Mitfinanzierung dariiber hinausgehender Aufgaben gezwungen
werden. Auch bei Erweiterung des satzungsmafBigen Verbandszwecks tber
die Pflichtpriifung hinaus muss einem Mitglied das Recht bleiben, seine Mit-
gliedschaft (und damit zugleich seine Beitragspflicht) auch spiter erneut auf
die Pflichtpriifung zu beschrinken, wenn es seine Interessen wieder eigen-
verantwortlich wahrnehmen will. Mit diesem Urteil hatte der BGH Fragen
aufgeworfen, die fiir das Verstindnis und die Bewertung der eG als Rechts-
figur von essenzieller Bedeutung sind.

a)  Pflichtmitgliedschaft: Pro und Contra

Die Pflichtmitgliedschaft in Verbindung mit einer entsprechenden Priifung
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der eG wurde durch die Novelle vom 30. Oktober 1934 zum GenG erstmals
geregelt. Oft auch als Zwangsmitgliedschaft bezeichnet, weil sie Vorausset-
zung der Existenz (§ 54a GenG) 1st, erweist sie sich seitdem als ein rechts-
tormliches Merkmal der eG. Da die eG tber kein fest fixiertes Mindestkapital
verfiigen, ist die mit einer Pflichtpriifung verbundene Pflichtmitgliedschaft in
Prifungsverbanden quasi ein besonders fur ithre Glaubiger wichtiger genos-
senschaftsspezifischer Ausgleich fuir die potenzielle Kapital- und Haftungs-
schwiche der eG. Sie hat mal3geblich zur wirtschaftlichen Stabilisierung der
eG beigetragen. Das erklart sich vor allem daraus, dass die Prifung erst ihre
volle Wirksamkeit im Zusammenhang mit einer kontinuierlichen Betreuung
und Prifungsverfolgung durch denselben Priifungsverband erweisen kann
und daher verbandsangehorige eG Krisensituationen besser zu bestehen
vermogen als Unternehmen anderer Rechtsformen.

Das GenG differenziert bet den Genossenschaftsverbanden nach Muss- und
Kann-Aufgaben. Die Muss-Aufgaben, die dem sogenannten Pflichtzweck
der Verbinde entsprechen, sind im Bereich der Prifung der wirtschaftlichen
Verhiltnisse und der OrdnungsmaBigkeit der Geschiftsfithrung ithrer Mit-
gliedsgenossenschaften angesiedelt. Zu den Kann-Aufgaben, die dem die ge-
meinsame Wahrnehmung der Mitgliederinteressen begleitenden sogenann-
ten Freizweck der Verbinde entsprechen und der Regelung des § 63 b Abs. 4
GenG unterfallen, gehoren insbesondere die Wahrnehmung von Gesamtbe-
langen der Genossenschaften in Wirtschafts-, Rechts- und Steuerfragen, die
Rechts- und Steuerberatung der Mitglieder, deren betriebswirtschaftliche Be-
treuung, die Ubernahme (und damit eine gewisse Zentralisierung) der Buch-
tihrung oder Statistik, die Aus- und Fortbildung von Fuhrungskriften und
Mitarbeitern, die Einrichtung und Unterhaltung von Schulungsstitten, die
Beratung der Mitglieder im Marketingbereich, die Gemeinschaftswerbung
sowle die Herausgabe von Jahresberichten und evtl. auch einer Verbands-
zeitschrift.
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b) Aussagen des BVerfG-Beschlusses

Die Verfassungsbeschwerde der Volksbank Ostlippe eG gegen die Rege-
lung der Pflichtmitgliedschaft einer eG durch § 54 GenG wurde durch das
BVertG am 19. Januar 2001 abgelehnt. Das Gericht gelangte zu dem Schluss,
dass die Pflichtmitgliedschaft von Genossenschaften in genossenschaftlichen
Priifungsverbinden in Ubereinstimmung mit dem Grundgesetz steht. Sie
sei ,,eine aus sachlichen Grinden erforderliche Ausgestaltung des Grund-
rechts der Vereinigungsfreiheit, die einen sachgerechten Ausgleich zwischen
dem Recht auf freie Assoziation und den schutzbedirftigen Rechten Drit-
ter schafft”. Sie entspreche auf diese Weise der Regelung des Art. 9 Abs.
1 GG und gewihrleiste das Grundrecht der negativen Vereinigungsfreiheit,
§ 54 GenG sei insofern durchaus verfassungskonform, als die Pflichtmit-
gliedschaft der Sicherung des besonderen Forderzwecks der eG nach § 1
GenG dient, die Interessen der Mitglieder, der Glaubiger und der Offent-
lichkeit vor Schaden bewahrt und die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit der
eG nicht unverhaltnismafBig einschrankt. Diese Faktoren seien so schwerwie-

gend, dass sie § 54 GenG rechtfertigen.

Das BVerfG hat diesen Rechtsstandpunkt im Hinblick auf § 54 GenG wie
folgt prizisiert: ,,Einerseits soll die Position der Genossenschaftsmitglieder
im Innenverhaltnis zur Genossenschaft gesichert und gestirkt werden ...
Gleichzeitig werden der ordnungsgemille wirtschaftliche Umgang mit den
von den Genossen gehaltenen Geschiftsanteilen iiberpriift und die Genos-
sen damit vor den wirtschaftlichen Folgen des Eintritts einer moglichen
Nachschuss- und Haftungspflicht (§§ 22 a, 23 GenG) geschuitzt. Die der
eigentlichen Priifung nachgeordnete Priifungsverfolgung soll sicherstellen,
dass bei der Prifung festgestellte Mangel auch tatsichlich beseitigt wer-
den. Auf der anderen Seite sollen die Glaubiger der Genossenschaft vor
Schaden bewahrt werden. Diese Aussage des BVerfG in seiner Begriindung
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zur Verfassungskonformitit des § 54 GenG belegt zugleich die Besonder-
heit der eG 1m Spektrum der Unternehmensformen. Die Quintessenz der
Entscheidung kommt Schlieflich darin zum Ausdruck, dass das BVerfG in
diesem System den Zweck verwirklicht sieht, ,,die Rechtsform der Genos-
senschaft als Mittel zur Selbstverwaltung und Selbstorganisation tendenziell
wirtschaftlich Schwacher aufrechtzuerhalten und die Voraussetzungen zu
schaffen, dass diese Rechtsform im Wirtschaftsleben bestehen kann.* Damit
hat das BVerfG zunichst einen vorlaufigen Schlusspunkt hinter eine lange
Diskussion gesetzt, aber vor allem zugleich ein eindeutiges Votum fiir die eG
und ihre Stiarkung abgegeben. Damit ist schlieSlich zunachst entschieden:
Die Mitgliedschaft in einem Priifungsverband wird auf absehbare Zeit auch
kiunftig Pflicht einer jeden Genossenschaft sein.

V.  Zukunftschancen der eG — eine genossenschaftsrechliche Retro-
und Perspektive

1. Die Hinterlassenschaft von Schulze-Delitzsch und ihr allgemei-
ner Zustand

Das nicht nur juristisch stark determinierte Genossenschaftserbe, das Schulze
der Nachwelt hinterlie3, ist Beleg einer schwerwiegenden Erfolgsgeschichte.
Daher erhebt sich natiirlich schon lange Zeit getreu dem gefliigelten Wort
,,Die Vergangenheit ist ein guter Lehrmeister* die Frage, ob und wie weit
dieses Erbe auch heute noch seine Ausstrahlung von damals verbreitet. Die-
se Frage ist nur schwer zu beantworten. Bei ehrlicher Bewertung der Lage
der deutschen Genossenschaften aber ist kaum mehr zu tbersehen, dass
die eG seit vielen Jahren bereits eine schwierige Phase ithrer Entwicklung
durchmachen, die zwar oft schongeredet wird. Daftir stehen z. B. solche
Indikatoren wie sinkende Grindungszahlen von Genossenschaften, der
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Dauerkonflikt zwischen Identititsfindung und Artverfremdung, ihre Ubet-
lagerung durch branchenspezifische Regulierung, aber auch eine staatliche
Wirtschafts- und Rechtspolitik (sowie eine — verglichen mit anderen Lin-
dern — schwache Lobby), die die Genossenschaft im Rahmen der Unterneh-
mensformen mehr oder weniger als , letztes Rad am Wagen® behandelt. So
verstehen sich — um dazu noch ein Exempel zu erwaihnen — Mitglieder von
Wohnungsgenossenschaften mehr und mehr als Mieter oder Mitglieder von
Genossenschaftsbanken als Kunden im Einlagen- und Kreditgeschift. Um
hier einen Durchbruch zu erzielen, bedarf es einer intellektuellen und orga-
nisatorischen, aber auch einer kodifikatorischen Kraftanstrengung, die den
derzeitigen Zustand uberwindet.

2.  Mitgliederforderung: A und O der Genossenschaften

Die Herausforderung, vor der die Genossenschaften in Anbetracht dieser
Entwicklung stehen, hat V. Beuthien zutreffend so eingeschitzt, dass sich
die gesellschaftsrechtliche Struktur der besonderen Rechtsform der eG ins-
besondere im Ergebnis der Novellierung des GenG von 1973 erheblich ge-
wandelt hat: ,,Unberiihrt geblieben ist zwar das genossenschaftliche Grund-
prinzip der forderwirtschaftlichen Selbsthilfe. Stark riickgebildet hat sich der
Grundsatz der genossenschaftlichen Selbstverwaltung. Abgeschwicht hat
sich das Prinzip der Selbstverwaltung des gemeinschaftlichen Geschiftsbe-
triebes durch die Genossen selbst ... Damit stehen die Genossenschaften
vor der Quadratur des Kreises. Sie mussen ihre Rechtsform ... den sich
immer schneller andernden Marktverhiltnissen anpassen und sollen doch
ihre genossenschaftliche Identitit wahren.* Diese Widerspriichlichkeit in der
Entwicklung der Genossenschaften diirfte der Springpunkt fiir Uberlegun-
gen zur Bewahrung der Eigentiimlichkeit der Rechtsform der eG in einem
sich rasant verandernden Umfeld sein.
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Die Konsequenzen eines Wegtfalls des Forderungsauftrages sind im Gesell-
schaftsrecht mit dem Grundsatz vorgezeichnet, dass der Zweck die Rechts-
form bestimmt und die Rechtsform daher dem Zweck folgt. Bei Genossen-
schaften ist das der Forderzweck. Solange ein Unternehmen in der genos-
senschaftlichen Rechtsform betrieben wird, 1st es an diesen Zweck gebunden
und muss ithn verfolgen. Allerdings bietet sich thm auch jene Moglichkeit,
die gleichsam jedem anderen Unternehmen offen steht, das in Konflikt mit
seiner Rechtsform gerit, und die nach dem nunmehr geltenden Umwand-
lungsrecht auch fur die Genossenschaft in zahlreichen Varianten gegeben
ist: der Formwechsel.

3. Sicherung des Kernbestandes an genossenschaftlichen Grund-
regeln Schulze-Delitzschs

Die Rechtsform der Genossenschaft hat seit threr Entstehung eine gesell-
schaftsrechtliche Eigenstindigkeit, die sie eindeutig sowohl von den Kapital-
als auch von den Personengesellschaften unterscheidet. Diese Eigenstindig-
keit ist in Verbindung mit ihrer Herausbildung unter wirtschaftlichen Notbe-
dingungen oft zum Anlass genommen worden, um sie als ,,Armeleute-Gesell-
schaft® oder als Rechtsform abzuwerten, die dennoch eine annehmbare, weil
vom Gesetzgeber geregelte, geduldete und geférderte Alternative zu den an-
deren Unternehmen der Marktwirtschaft ist. Ein solches Verstindnis der eG
wird durch das GenG allerdings nicht gedeckt, ist unzutreffend und absurd.
Es zeugt auch nachgerade — wenn man z. B. den genossenschaftlichen Ban-
kensektor betrachtet — von einer infantilen Sicht auf die Rechtswirklichkeit.
Gleichwohl steht die vor geraumer Zeit an den genossenschaftlichen Unter-
nehmenstyp gestellte Frage heute mehr denn je auf der Tagesordnung: Wird
er dem Hartetest des Marktes gewachsen sein? Eine Antwort auf diese Frage
ist schwierig und hangt keineswegs nur, aber eben auch davon ab, wie die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen fiir die Genossenschaft ausgestaltet sind.
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Die entscheidende Voraussetzung dafiir, dass eine Reform des GenG den
Genossenschaften keine Risiken, sondern vielmehr Chancen, ,,beschert®,
durfte darin bestehen, dass sie jenen notwendigen Kernbestand an genos-
senschaftlichen Grundregeln sichert, der es Schulze-Delitzsch ermdoglich
hatte, die Genossenschaft als besondere Rechtsform im Spektrum der sei-
nerzeit bereits praktizierten Rechtsformen zu etablieren. Als notwendig er-
weisen sich dabei vor allem jene Grundregeln, die die eG als eigenen Typ
einer Personenvereinigung begriindeten und nach wie vor fiir das Organisa-
tionsmodell der Genossenschaft relevant sind: ihr besonderer Forderzweck,
die Kombination von personengesellschaftlichen und korperschaftlichen
Gestaltungselementen sowie die dienende Rolle des Kapitals. Vorausgesetzt,
dass diese Grundregeln gewahrt werden, konnen im Rahmen einer Reform
des Genossenschaftsrechts grundsitzlich alle Gestaltungsvarianten fiir ge-
nossenschaftliches Wirken Gegenstand einer Reformdiskussion sein.

Die (vor allem von Okonomen) mitunter gestellte Frage, ob das Festhal-
ten an bestimmten traditionell-fundamentalen Regelungsprinzipien der Ge-
nossenschaft durch Schulze-Delitzsch nicht Ausdruck einer riickwirts ge-
wandten Reformorientierung sei, ist zwar legitim. Sie beantwortet sich aber
insofern nahezu von selbst, als es bei einer Reform des GenG nicht um
die Beseitigung der eG mit ithren rechtsformlichen Besonderheiten, sondern
um deren Anpassung an verinderte Bedingungen geht. Zutreffend hat daher
R. Henzler schon vor mehreren vier Dezennien in einer Abhandlung tGber
eine Reform des GenG die Auffassung vertreten, dass das Genossenschafts-
gesetz ein Mittel zur Erhaltung der genossenschaftlichen Eigenart sei. Wiir-
de man eine Reform des GenG zur Beseitigung des vor allem von Schulze-
Delitzsch gelegten gesetzeshistorischen Fundaments anstreben, sollte man
besser den unternehmerischen Wechsel in eine andere Rechtsform in Be-
tracht ziehen; denn wenn die unverwechselbare Identitat der Genossenschaft
als Organisationstyp durch Ablosung der Form von den geistigen Grundla-
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gen, die zu ihrer Entstehung gefiihrt haben, verloren geht, dann bleibt vom
Rechtskleid der Organisation der eingetragenen Genossenschaft nur noch
ein Firmenmantel, eine leere Hille.

Exkurs: Nach einer unzureichenden Reform folgt eine neue Reform!

Die Forderung, bei einer Reform des GenG den notwendigen Kernbestand
an genossenschaftlichen Grundregeln Schulze-Delitzschs zu sichern, lauft in
der Konsequenz darauf hinaus, das genossenschaftliche Leitbild grundsatz-
lich zu erhalten, aber den verinderten Bedingungen anzupassen. Eine solche
Beziehung zu diesem Leitbild als Komplex wesentlicher Eigenschaften, die
bestimmte, nur auf die Genossenschaft zugeschnittene Wertvorstellungen
zum Ausdruck bringen, ist keineswegs Scholastik, sondern vielmehr Aus-
druck des Bemuhens, die Identitat der Genossenschaft zu entwickeln und zu
bewahren wie auch ihre Unverwechselbarkeit auszuprigen, zu entfalten und
zu erhalten, sofern sie nicht mit den Bedingungen kollidiert. Die Chancen
tur die eigenstindige Konturierung und Profilierung der Genossenschaft im
Wirtschaftsleben hingen insofern ganz entscheidend davon ab, ob die Ge-
nossenschaften threm Leitbild folgen.
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